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Steinmeier völlig 
unglaubwürdig

IInn  ddiieesseerr  AAuussggaabbee::
4 1939: Gegen Krieg. 
Die Neuköllner LINKE erinnert an
Heinz Kapelle und seine Wider-
standsgruppe.
6 Gemeinsam gegen Islamfeind-
lichkeit und Rassismus.
Bericht von der Kundgebung vor
dem Rathaus Neukölln.

Was die SPD in elf Jahren 
Regierungsverantwortung nicht
geschafft hat, verspricht sie
jetzt: Die Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit. Seit elf Jahren
stellt sie den Arbeitsminister.
Das Ergebnis: Prognosen gehen
im nächsten Jahr von über fünf
Millionen Arbeitslosen aus. Da
ist der „Deutschland-Plan“ der
SPD so glaubwürdig wie die 
Aussage zur Mehrwertsteuer-
erhöhung im Wahlkampf 2005.

Die SPD hat in ihren Regierungsjahren
Leiharbeit salonfähig gemacht, mit
Hartz IV Armut per Gesetz beschlossen.

„Hartz IV“ könnte auch „Steinmeier IV“ heißen,
denn der jetzige SPD-Kanzlerkandidat war bei
Schröder der Architekt dieser Armutsgesetze.
Die Rentenformel wurde bis zur Unkenntlichkeit
zerstört und den Finanzhasardeuren Tür und Tor
geöffnet. Rente erst ab 67, das bedeutet für
viele, die ihr Leben lang gearbeitet haben, Al-
tersarmut. (Lesen Sie zu diesem Thema das
Interview mit dem Neuköllner Bundestagskandi-
daten Ruben Lehnert auf Seite 3.) Warum ausge-
rechnet diese SPD, die die soziale Ungerechtig-
keit in Deutschland auf die Spitze getrieben hat,
nun die politische Zukunftshoffnung sein soll,
wird Steinmeiers Geheimnis bleiben.

Zukunftsfähige Arbeitsplätze müssen und
können im sozialen und ökologischen Bereich
geschaffen werden. Notwendig dafür ist ein Zu-

kunftsinvestitionsprogramm für Bildung, Klima-
schutz, Verkehr, Gesundheit und eine Energie-
wende, wie es DIE LINKE vorgeschlagen hat.
Aber, der einzige Sektor, in dem Politik wirklich
direkt auf die Schaffung von Arbeitsplätzen Ein-
fluss nehmen kann, bleibt in Steinmeiers Wol-
kenkuckucksheim unberücksichtigt. Nur DIE
LINKE will eine Million Stellen im öffentlichen
Sektor schaffen, seriös finanziert durch Börsen-
umsatzsteuer, Millionärssteuer und höheren
Spitzensteuersatz für Bestverdiener.

Zum Monatsbeginn hat DIE LINKE im Rah-
men der Kampagne „Schutzschirm für Men-
schen“ rund 50 Aktionen in ganz Deutschland

organisiert, auch in der Neuköllner Karl-Marx-
Straße. Vor JobCentern, Arbeitsagenturen und
krisengeschüttelten Betrieben forderten die Ak-
tivistinnen und Aktivisten mit Blick auf die
Bundestagswahl die Einführung einer Milli-
onärssteuer statt einer Erhöhung der Mehrwert-
steuer. 

Im Übrigen: 2002 hat die SPD schon einmal
im Wahlkampf die Beseitigung der Arbeitslosig-
keit bis 2010 versprochen. Wer etwas ändern
will, muss selbst aktiv werden. Sonst gibt es
Veränderungen erst am St.-Nimmerleins-Tag.

Seit vier Jahren wirkt die Linksfraktion im Bundestag und hat Themen, wie die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns und eines Schutzschirms für
Menschen gegen die kapitalistische Krise auf die Tagesordnung gesetzt. Aber nicht nur im Parlament ist die Bundestagsfraktion aktiv, sondern auch auf
der Straße. Hier bei der Demonstration der 100.000 im Mai, zu der die Gewerkschaften aufgerufen hatten.

„Hartz IV könnte auch 
Steinmeier IV heißen, denn der
jetzige SPD-Kanzlerkandidat war
bei Schröder der Architekt 
dieser Armuts-Gesetze.“

Gewerkschafter:
„Wir wählen links!“
Innerhalb weniger Tage haben
bereits mehr als 600 Gewerk-
schafter/-innen den Wahlaufruf
unterzeichnet: Für eine soziale
Alternative gegen die kapitalisti-
sche Krise!

Im Aufruf begründen sie: Nur eine starke
LINKE kann gemeinsam mit Gewerkschaften
und sozialen Bewegungen Druck entwickeln,

um die Belastungen und Sozialstaatsdemonta-
ge zu verhindern. DIE LINKE ist die einzige Par-
tei, die einen Richtungswechsel will, eine sozia-
le Alternative zum Kapitalismus: Schutz der Ar-
beitsplätze, zwei Millionen neue tariflich gere-
gelte gute Arbeitsplätze, höhere Löhne, Stär-
kung des Sozialstaats, Reiche und Profiteure
zur Kasse.

Informationen und Online-Unterschriften:
www.wir-waehlen-links.de
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und Kampfeinsatz“. „Wir nennen es: Krieg!“, er-
klärt die Friedensbewegung. „Die Bundesregie-
rung möchte den Krieg in Afghanistan aus dem
Wahlkampf heraushalten. Wir wollen, dass Sie
bei Ihrer Entscheidung zur Bundestagswahl ein
Ende des Krieges in Afghanistan bedenken.“

Die Spirale der Gewalt müsse durchbrochen
werden, fordert die Friedensbewegung. Exper-
ten wären sich darin einig, dass die Besatzungs-
truppen nicht die Lösung, sondern Teil des Pro-
blems seien. Der Truppenabzug sei „unabding-
bare Voraussetzung für die Beendigung der be-
waffneten Kämpfe und für eine friedlichere und-
selbstbestimmte Entwicklung in Afghanistan.

Afghanistan-Krieg: Die Ableh-
nung wächst. Eine stetig wach-
sende Mehrheit der deutschen
Bevölkerung will das Ende des
Krieges am Hindukusch.

Ungeachtet dessen haben Bundesregie-
rung und das Gros der Parlamentarier
acht Jahre lang den Einsatz der Bundes-

wehr immer wieder neu beschlossen und aus-
geweitet, heißt es in einem Aufruf der Friedens-
bewegung zur Bundestagswahl. Verteidigungs-
minister Franz Josef Jung nenne den Auftrag der
Bundeswehr in Afghanistan „Stabilisierungs-

Wirtschaftskrise, ärmer werden-
de Kommunen und Sozialabbau
sind Themen, die die Partei 
DIE LINKE herausfordern. Und
die NPD? Sie und andere rechte
Strukturen versuchen, diese und
andere Themen nationalistisch
zu besetzen und nutzen sie für
ihre rassistische Hetze. 

So werden Wahlkämpfer/-innen nicht sel-
ten an Infoständen, bei Veranstaltungen
oder auch beim Verteilen von Zeitungen

mit Argumenten der Rechten konfrontiert. Um
hierbei eine Hilfestellung anzubieten, lädt die
LAG Antifaschismus zu einer mehrstündigen
praxisorientierten Weiterbildungsveranstaltung
ein, welche von der Mobilen Beratung gegen
Rechtsextremismus Berlin (MBR) durchgeführt
werden wird.

Zum einen soll das Seminar dabei helfen, die
rassistischen, antisemitischen und völkischen
Positionen der NPD in ihren Flugblättern und
sonstigen Schriften zu entlarven. Zum anderen
werden Argumentations- und Gesprächstechni-
ken vermittelt, die helfen sollen, den Umgang
mit Rechtsradikal(-orientiert)en an Info- und
Wahlkampfständen zu meistern. Dabei ist expli-
zit keine antifaschistische „Vorbildung“ vonnö-
ten. Das Angebot richtet sich an engagierte Mit-
glieder und Sympathisant/-innen der LINKE,
soll jedoch kein Treffen für Spezialist/-innen
darstellen.

Die Weiterbildungsveranstaltung findet am
Freitag, dem 4. September, von 15.00 bis 20.30
Uhr in der Geschäftsstelle der LINKEN in Pan-
kow (Kopenhagener Str. 76, Prenzlauer Berg)
statt. 

Anmeldung bitte unter 
praxisseminar0409@web.de. 

LAG Antifaschismus

1.000.000 Besucher
im Job-Point Neukölln
„Eine Million Arbeitsuchende im
Job-Point sind kein Grund zum
Feiern.“ 

Das sagt Ruben Lehnert, Direktkandidat
der Partei DIE LINKE im Wahlkreis Neu-
kölln, mit Blick auf die Party, die Ende Juli

mit Sekt und Riesentorte im Job-Point in der
Neuköllner Karl-Marx-Straße stattfand. Anlass:
der einmillionste Besucher. Rund 31.000 von
ihnen fanden in den letzten sieben Jahren durch
den Job-Point eine neue Stelle. Das sind etwas
mehr als drei Prozent. „Ich will lieber eine Mil-
lion Arbeitsplatzfinder feiern, als eine Million Ar-
beitssuchende. Wenn der Job-Point den einmil-
lionsten Arbeitsplatz vermittelt, backe ich selbst
die Marzipantorte für die Feier“, verspricht Leh-
nert.

Praxisseminar gegen rechtsradikale Parolen

Mangelernährung bei
Hartz IV
Mit dem Start einer Kampagne
gegen Mangelernährung bei
Hartz IV ruft ein Bündnis dazu
auf, sich für die sofortige 
Erhöhung des Eckregelsatz auf
500 Euro einzusetzen. 

Im derzeitigen Satz von 359 Euro monatlich
ist für Ernährung und nicht-alkoholische Ge-
tränke täglich ein Betrag von 3,94 Euro vor-

gesehen. „Das reicht allenfalls für 1.580 kcal
täglich. Ein erwachsener Mensch benötigt aber
bei gesunder Ernährung und ausreichender Be-
wegung täglich 2.550 kcal. Wer sich gesund er-
nähren möchte, muss somit ab dem 20. eines
jeden Monats seine Ernährung einstellen oder
er verzichtet auf alles andere“, so Martin Behr-
sing vom Erwerbslosen Forum Deutschland.

Die kostenlose Hartz-IV-Beratung in
den Räumen der LINKEN am Richard-
platz 16 wird in den Sommermonaten
(bis zu den Bundestagswahlen) nach
persönlicher Vereinbarung angeboten. 

Kontakt über: 
Franziska Lorenz-Hoffmann, 
Telefon: 030-53084626, 
E-Mai:l franziska.lorenz-hoffmann
@die-linke-neukoelln.de

Friedensbewegung: 
Afghanistan als Prüfstein

LINKE ist dabei, wenn
die Trecker kommen
Der Anti-Atom-Treck aus dem
Wendland wird zur bundeswei-
ten Großdemo am 5. Septem-
ber Berlin erreichen.

Die Bäuerliche Notgemeinschaft und
die BI Umweltschutz aus Lüchow-Dan-
nenberg tuckern ab dem 29. August

Richtung Berlin. DIE LINKE unterstützt die
Aktion der Atomkraftgegner und ruft zur Teil-
nahme an der Demonstration auf. 

Bereits am Donnerstag, 27. August, lädt
die Neuköllner Basisorganisation Rixdorf der
LINKEN um 19.00 Uhr zur Diskussion ein.
Ort: Richardplatz 16. Thema: Atompolitik in
Deutschland .
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bis zu fünf Millionen klettert. Wer angesichts
dieser Entwicklung behauptet, die Chancen äl-
terer Arbeitsloser, einen Arbeitsplatz zu finden,
würden stetig steigen, hat keine Ahnung von
dieser Welt. 

CDU/CSU, SPD, FDP und Grünen haben den
Antrag der Fraktion DIE LINKE abgelehnt. 

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt: Diese Parteien schießen seit
Jahren die Gesetzliche Rentenversicherung
sturmreif. Sie haben die Privatisierung der Al-

terssicherung vorangetrieben, wovon vor allem
die Versicherungskonzerne profitieren. Be-
sonders die SPD hat sich schändlich verhalten.

Inwiefern?

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt: Die „Rente ab 67“ wurde im
Jahr 2006 vom damaligen Arbeitsminister und
aktuellem SPD-Vorsitzenden Müntefering gegen
den Widerstand der Gewerkschaften durchge-
peitscht. Er hält noch immer an diesem arbeit-
nehmerfeindlichen Gesetz fest und macht sich
zum Totengräber der Gesetzlichen Renteversi-
cherung. Auch der heutige Arbeitsminister
Scholz (SPD) ist ein Überzeugungstäter.

Was passiert in der Rentenpolitik nach der Wahl
im September?

Die Politik von CDU/CSU, SPD,
FDP und Grünen hat die gesetz-
liche Rente in ein Desaster 
geführt. Selbst Verfechter der
Privatisierung der Altersvorsor-
ge wie Prof. Raffelhüschen 
müssen einräumen, dass 
44 Prozent der Deutschen selbst
mit Riester-Rente Alterarmut
droht. Die Debatte um die 
Zukunft der Rente hat in diesem
Sommer an Schärfe zugenom-
men. „Neu-Köllnisch“ sprach 
mit dem Neuköllner Bundestags-
kandidaten Ruben Lehnert über
die Rentenpolitik der LINKEN. 

In der vorerst letzten Sitzung vor der Sommer-
pause am 3. Juli 2009 hat DIE LINKE im Deut-
sche Bundestag erneut beantragt, die „Rente ab
67“ abzuschaffen. Welche Gründe sprechen
gegen dieses Gesetz?

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt: Dieses Gesetz kürzt die Ren-
ten der meisten Menschen und führt zu steigen-
der Altersarmut. Bereits heute gehen nur weni-
ge Menschen mit 65 Jahren direkt vom Arbeits-
platz in den Ruhestand. Wer vorher in Rente
geht, büßt für jedes vorzeitige Jahr 3,6 Prozent
seiner Rente ein. Die „Rente ab 67“ verschärft
dieses Problem: Wer vorgezogen in den Ruhe-
stand geht, muss auf bis zu 14,4 Prozent der
Rente verzichten. 

Welche Alternative zur „Rente ab 67“ schlägt
DIE LINKE vor?

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt: Anstatt das Renteneintritts-
alter anzuheben, fordern wir flexible Ausstiegs-
möglichkeiten vor dem 65. Lebensjahr. Außer-
dem wollen wir die geförderte Altersteilzeit fort-
führen und die Möglichkeiten der Erwerbsmin-
derungsrente verbessern. 

Aber Arbeitsmarktexperten meinen, die Situa-
tion für älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer verbessere sich ständig …

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt: … solche Aussagen sind
Quatsch. Die Bundesregierung rechnet damit,
dass die Arbeitslosigkeit im nächsten Jahr auf

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt: Es droht ein soziales Massa-
ker. Schon heute fordern einige FDPler, Rentne-
rinnen und Rentner mit einem Solidarbeitrag für
die Kosten der Bankenrettungen aufkommen zu
lassen. Auch Politiker von CDU und SPD unter-
stützen diesen Plan. Sie wollen, dass diejeni-
gen, die durch Spekulation Milliarden Euro ge-
scheffelt haben, ungeschoren davonkommen,
und die Rentnerinnen und Rentner, die diese
Krise nicht verursacht haben, ihre Rechnungen
bezahlen.

Wie sieht eine sozial gerechte Rentenpolitik
aus?

RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt: Unser oberstes Ziel heißt: Al-
tersarmut verhindern. Kein Mensch soll im Alter
weniger als 800 Euro aus Rente oder Grundsi-
cherung erhalten. Die Gesetzliche Rentenversi-
cherung muss den Lebensstandard im Alter ga-
rantieren können. Deshalb wollen wir sie zu
einer Erwerbstätigenversicherung ausbauen, in
die auch Selbständige, Beamte und Politikerin-
nen einzahlen müssen. Das bringt zusätzliche
Einnahmen, die anschließend gerechter verteilt
werden können. In einem ersten Schritt wollen
wir die Bundestagswahl am 27. September zu
einer Volksabstimmung über die „Rente ab 67“
machen.

„Wir wollen 
Altersarmut 
verhindern“

„„WWiirr  wwoolllleenn  ddiiee  
BBuunnddeessttaaggsswwaahhll  aamm  
2277..  SSeepptteemmbbeerr  zzuu  eeiinneerr
VVoollkkssaabbssttiimmmmuunngg  
üübbeerr  ddiiee  „„RReennttee  aabb  6677““
mmaacchheenn..““
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Ruben Lehnert kandidiert am 27. September im Wahlkreis Berlin-Neukölln zum Bundestag. Der 30-jähri-
ge Politikwissenschaftler ist besonders engagiert, wenn es um soziale Gerechtigkeit geht.

Und so sieht der Karikaturist Klaus Stuttmann
die Rentenpolitik der SPD. 
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1939: Gegen Krieg

Am 1. September 1939 begann
mit dem Überfall deutscher
Truppen auf Polen der Zweite
Weltkrieg. In Neukölln setzten
sich junge Leute zusammen, um
dagegen zu protestieren und
zum Widerstand aufzurufen. 
Die Neuköllner LINKEN erinnern
an den mutigen Kampf der 
Gruppe um den Buchdrucker
Heinz Kapelle und den antifa-
schistischen Widerstand.

Im Kreis um Heinz Kapelle waren junge Leute,
die aus unterschiedlichen Organisationen
der Weimarer Zeit kamen: Kommunisten, So-

zialdemokraten, Gewerkschafter sowie einige,
die zuvor keiner Organisation angehört hatten. 

Nach dem Überfall auf Polen nahmen die De-
batten zu. Einige meinten, damit schaufelten
sich die Nazis ihr eigenes Grab, weil das mit
Polen verbündete Frankreich und England ein-
greifen würden. Andere  traten dafür ein, selber
aktiv zu werden und hier zum Widerstand aufzu-
rufen. Am Ende stand eine mutige Aktion. Es
wurden 5.000 Flugblätter illegal in der Drucke-
rei, in der Heinz Kapelle arbeitet, gedruckt und
verbreitet. Am 10. Oktober 1939 konnte an Lit-
fasssäulen gelesen werden: „Ich rufe die Jugend
der Welt. Es ist noch gar nicht so lange her, als
diese Worte aus dem Olympia-Stadion verklun-
gen sind. Junge Berliner und junge Berlinerin-
nen, gedenkt Ihr noch des ehrlichen und sport-
lichen Wettkampfes mit jungen Engländern,
Franzosen, Polen und vielen Anderen? ... Diese,
unsere jungen, lachenden Sportsfreunde, Arbei-
ter, Angestellte und Lehrlinge sollen plötzlich al-
lesamt unsere verhasstesten Feinde sein? ...
Jetzt hat der Führer das deutsche Volk und die
deutsche Jugend auf den Weg gebracht, der zur
Katastrophe führt. Hitler will das Blut der deut-
schen Nation opfern wegen der Machtgier der

wenigen großdeutschen Großkapitalisten. ...
Berliner Jugend wehre dich und empöre dich! ...
Berliner Mädels! Auf Euch kommt es an. Wei-
gert Euch Munition herzustellen! Je schneller Ihr
handelt, desto kürzer ist der Krieg! ...“

Die Gestapo setzte alle Kräfte ein. Bis zum
19. Oktober 1939 hatte sie fünf Mitglieder der
Gruppe verhaftet: Heinz Kapelle, Erich und Elli
Ziegler, Kurt Düttchen, Hans Großmann. Später
auch noch Kurt Ende. Am 20. Februar 1941 be-
gann der Prozess gegen Heinz Kapelle und
seine Freunde. Über 16 Monate hatte die Ge-
stapo gebraucht, um ihn vorzubereiten. Die
Namen weiterer Gruppenmitglieder hatte sie
trotz Folter nicht erfahren. Heinz Kapelle wurde
zum Tode verurteilt und am 1. Juli 1941 hinge-
richtet, die anderen bekamen lebenslange oder
langjährige Zuchthausstrafen. Damit war aber
der Widerstand Neuköllner Jugendlicher nicht
beendet. Andere, so die Gruppe um Hanno
Günther und die Rütli-Schüler, wirkten weiter
gegen Krieg und Faschismus.

Seit Ende 2000 erinnert im Rathaus Neu-
kölln ein Gedenkort an den Widerstand. Anstel-
le einer traditionellen Gedenktafel wurde ein
Computer-Terminal mit einer Multimedia instal-
liert. Widerständiges Handeln wird nachvoll-
ziehbar. Auch das Leben und der Kampf der
Gruppe junger Neuköllner um Heinz Kapelle.

Gestapo-Berichte geben Einblick, was die Nazis über Heinz Kapelle (Bild oben) und seine Widerstandsgruppe wussten.


